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Bestehende Flurstücksnummer 

Bestehende Flurstücksgrenze 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Umgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen

Maximale Oberkante der baulichen Anlagen OK max. 4,0 m

GRZ 0,8 Grundflächenzahl als Höchstmaß

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Sonstige Sondergebiete

Überbaubare Grundstücksflächen

(siehe Textliche Festsetzungen)

Baugrenze

SO

Zweckbestimmung:

Solarenergie

Solarenergie

Höhenlage ü. NHN (Bestand)

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Es wird ein Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNVO) mit der Zweckbestimmung „Solarenergie" festgesetzt.

Zulässig sind die Errichtung und der Betrieb baulicher Anlagen zur Stromerzeugung aus Solarenergie (Photovoltaik) als

fest ausgerichtete oder nachgeführte bzw. drehbare Anlagen.

Außerdem sind die für die betrieblichen Zwecke erforderlichen Nebenanlagen zulässig.

Gebäude zum dauerhaften Aufenthalt von Personen oder Tieren sind nicht zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 Abs. 2, 18 BauNVO)

In der Planzeichnung sind Höhenbezugspunkte in Meter über NHN festgesetzt. Für bauliche Anlagen ist der jeweils

nächstgelegene Bezugspunkt maßgeblich.

Für bauliche Anlagen wird eine maximale Höhe von 4,0 m festgesetzt.

3. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25

BauGB)

Entlang der nördlichen, südlichen und westlichen Plangebietsgrenze ist eine je 10 m breite Gehölzpflanzung mit

Untersaat in einem Pflanzraster von 1 m x 1 m anzulegen. Die Anpflanzung ist dauerhaft zu erhalten, bei Abgang sind

die Gehölze nachzupflanzen. Die Pflanzung der Sträucher soll je Art in Gruppen zu 3-4 Gehölzen erfolgen. Die

Anpflanzhöhe des Pflanzgutes muss 1,25 m bis 1,50 m betragen. Es ist eine Anwuchspflege von mindestens 3 Jahren

zu gewährleisten. Abgängige Pflanzen sind gleichwertig nachzupflanzen.

Die Bepflanzung soll mit Pflanzenarten der nachfolgenden Vorschlagsliste erfolgen:

Amelanchier lamarckii Kupfer-Felsenbirne

Cornus sanguinea Roter Hartriegel

Corylus avellana Haselnuß

Crataegus monogyna   Weißdorn

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen

Prunus padus Trauben-Kirsche

Prunus spinosa Schlehe

Ein regelmäßiger Rückschnitt ist im Bereich des Pflanzstreifens nicht erforderlich, die Pflege ist auf ein übliches

Auf-den-Stock-setzen im Abstand von ca. 8-10 Jahren zu beschränken. Diese sollte zudem abschnittsweise (Nordteil,

Südteil, Westteil) im Abstand von mindestens zwei Jahren erfolgen, um den Lebensraum im Pflegejahr nicht vollständig

zu verlieren. Der Abstand zu den Solarmodulen und die Höhenstaffelung der Gehölze sind so zu wählen, dass sie der

natürlichen Entwicklung und Ausprägung der Hecke nicht entgegenstehen.

Bestehende Flurgrenze

Rhamnus frangula Faulbaum

Ribes rubrum Rote Johannisbeere

Rosa canina Hundsrose

Rosa rugosa Kartoffelrose

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

1. Die Existenz von Kampfmitteln kann nicht ausgeschlossen werden. Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die

Bauarbeiten sofort einzustellen. In diesem Fall ist der Kampfmittelbeseitigungsdienst  der Bezirksregierung Düsseldorf  oder

die nächstgelegene Polizeidienststelle  unverzüglich zu verständigen.Bei Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen

Belastungen wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen.

2. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler  entdeckt werden. Auf die §§ 15, 16 Denkmalschutzgesetz  NRW wird

verwiesen. Beim Auftreten archäologischer  Bodenfunde und Befunde ist die Stadt Kalkar als Untere Denkmalbehörde oder

das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege,  Außenstelle Xanten, unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und

Entdeckungsstätte sind zunächst unverändert zu erhalten.
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